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Interview 

„Politische Bildung war noch nie neutral!“

Interview mit Thomas Krüger

GWP: Begeben wir uns einmal zurück in das Jahr 2000, als Sie die Präsidentschaft der bpb  
angetreten haben. Wie haben Sie die Bundeszentrale vorgefunden und welche Ziele haben Sie sich 
für Ihre Amtszeit gesetzt?
Mal abgesehen davon, dass ich auf  einen Schlag die Mitarbeitenden mit Ostbiografie 
verdoppelt habe – von eins auf  zwei – habe ich eine Behörde mit ausgeprägter Ex-
pertise und einem enormen Potential vorgefunden. Dominant war eine strategische 
Orientierung an multiplikatorischen Ansätzen und es war mit Händen zu greifen, 
dass die bpb eine Institution mitten in der Gutenberg-Galaxis war. Die Ziele lagen 
deshalb auf  der Hand: Es galt Wege in die Digitalisierung zu öffnen, die politische 
Bildung zu einem Gemeingut für alle Teile der Gesellschaft zu entwickeln und die 
Ressourcen zu stärken. Der Erlass für die bpb war überholt und musste angepasst 
werden. Dort stand z.B., dass sich politische Bildung ans „deutsche Volk“ zu richten 
habe. Im Jahr 2000 war Deutschland längst eine heterogene vielfältige Gesellschaft.

GWP: Wenn Sie heute auf  Ihre 25-jährige Amtszeit zurückblicken: Welche 3  Momente oder 
Projekte würden Sie persönlich als Ihre größten Erfolge bezeichnen?
Mit dem Wahl-O-Mat ist der bpb seit 2002 und mit der damaligen TV Unterstüt-
zung von Harald Schmidt bis heute ein Riesenerfolg gelungen. Bei der Bundestags-
wahl 2025 haben 26,5 Millionen Nutzende auf  das tool zugegriffen. Also fast jeder 
zweite Wahlberechtigte. Soviel Wahlberechtigte haben sich wahrscheinlich noch nie 
mit den Wahlprogrammen der Parteien auseinandergesetzt. Das spielerische tool 
ist offenbar eine passende Antwort auf  eine Textsorte, die eher von den jeweili-
gen Parteimitgliedern verstanden wird, als von den Wählenden. Die verdreifachten 
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Aktuelle Analyse

Zum Start des bundesweiten Bildungsprogramms 
Startchancen: Erste Erfahrungen aus Baden-
Württemberg

Miriam Frieß, Sonja Österreicher und Jessica Anderle

Rahmenbedingungen und 
Problemlage 

Schwache Ergebnisse in internationalen Leis-
tungsvergleichsstudien wie TIMSS und PISA 
sowie ein überdurchschnittlicher Zusammen-
hang von Bildungschancen und Herkunft 
setzen die Bildungspolitik zunehmend unter 
Druck (Lewalter et al., 2023). Im Jahr 2022  
erreichten die mathematischen, naturwissen-
schaftlichen und lesebezogenen Kompetenzen 
von 15-jährigen Schüler*innen in Deutschland  
das niedrigste Niveau seit Einführung der 
PISA-Studie im Jahr 2000 (OECD, 2023). Die 
Stärkung der Basiskompetenzen wird vom 
Bundesministerium für Bildung und For-
schung dringend gefordert (BMBF, 2023). 
In allen PISA-Teilnehmerländern war der 

sozioökonomische Status ein Prädiktor für 
Mathematikleistungen und erklärte 2022 in 
Deutschland 19 % der Leistungsunterschiede 
(OECD-Durchschnitt: 15 %) (OECD, 2023):

Herkunftsbezogene Ungleichheiten sind in 
Deutschland im internationalen Vergleich be-
sonders ausgeprägt wie auch aktuelle Studien 
zeigen (Maaz et al., 2024).

Die Situation verschärft sich auf  Schul-
ebene insbesondere in sozial segregierten 
Schulen, die durch einen hohen Anteil an  
Schüler*innen mit geringem sozialem, kultu-
rellem und ökonomischem Kapital gekenn-
zeichnet sind (Klein, 2017). Für die Lernenden 
hat diese „Verräumlichung von Ungleichheit” 
(Fölker et al., 2015, S.9) potenziell ungünstige 
Konsequenzen, da die Zusammensetzung von 
Klassen als Kompositionseffekt die individuelle 
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Die Geburt der Politikdidaktik

Zur Profession(alisierung) der politischen Bildung im Kräftefeld von 
Anrufungen des Staates und Entgegnungen des Feldes

Alexander Wohnig, Steffen Pelzel, Hannah Klein, Marlon Barbehön

Zusammenfassung
Unser Beitrag unternimmt den Versuch, die Entstehung der Politikdidaktik nicht als selbstre­
ferenziellen Prozess, sondern im Kräftefeld zwischen staatlichen Anrufungen und Entgeg­
nungen der in der Konstitution begriffenen Profession zu beschreiben. Wir rekonstruieren 
dafür die staatlicherseits vorgebrachte Infragestellung der Wirksamkeit politischer Bildung und 
die damit verbundene Aufforderung zur Professionalisierung, wie sie sich in den 1950er und 
1960er Jahren vollzogen haben. Im Ergebnis ergibt sich daraus das Bild einer schweren Geb­
urt, die Grundfragen und Kontroversen der Theorie und Praxis politischer Bildungsarbeit zur 
Welt gebracht hat, die als Nachwehen bis heute fortwirken.
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24	 Alexander Wohnig, Steffen Pelzel, Hannah Klein, Marlon Barbehön

1.	 Einleitung

Die Geschichte der politischen Bildung ab 1949 wird vielfach als eine Erfolgsge­
schichte erzählt, in der sich die politische Pädagogik zunehmend professionalisierte 
und schließlich als autonomes Feld auftrat: Heute wird politische Bildung generell 
als Profession bezeichnet. Zentral dafür ist die Phase der 1960er und 1970er Jahre, in 
der die (allesamt männlichen) Klassiker der politischen Bildung den Höhepunkt ihrer 
Publikationstätigkeit hatten und die heutzutage mit durchaus nostalgischem Unter­
ton als Hochphase der (Theoriebildung der) politischen Bildung erinnert wird. Trotz 
der zunehmend unübersichtlichen Publikationslandschaft, der entstehenden Konzep­
tionsvielfalt und der hohen Konflikthaftigkeit dieser Zeit, in der der Beutelsbacher 
Konsens die Profession geeint habe, fände eine Professionalisierung durch Verwis­
senschaftlichung statt (Sander 1991): Weg vom „Dilettantismus“ mit „[u]nwillige[n] 
Lehrkräfte[n]“, hin zur „Professionalität“ und einer „professionellen Ausbildung von 
Politiklehrer/-innen“ (Detjen 2013: 33 ff.).

Diese Erfolgsgeschichte, die im Modus einer „selbstreferenzielle[n] Beschreibung 
der Fachhistorie“ (Prehm 2024: 18) daherkommt, reflektiert selten das Kräfteverhält­
nis von Staat und Feld1. Die politische Bildung kann in funktional differenzierten Ge­
sellschaften keine kollektiv verbindlichen Entscheidungen treffen, da diese Kapazität 
im politischen System monopolisiert ist. Das Fach ist daher - nach Bourdieu - im  
Sinne einer Abhängigkeit in der Unabhängigkeit nur relativ gesellschaftlich autonom. 
Umso wichtiger erscheint daher die Betrachtung des Wechselverhältnisses zwischen 
‚Staat‘ und ‚politischer Bildung‘, wenn es um die Frage geht, wie es zur Geburt der 
Profession gekommen ist. Wir unternehmen daher in diesem Beitrag den Versuch, 
entlang der Geburtsmetaphorik die Entstehung der Profession der Politikdidaktik im 
Kräftefeld staatlicher Anrufungen und Entgegnungen der in der Konstitution begrif­
fenen Profession der Politikdidaktik neu zu beschreiben2.

Im Folgenden wollen wir in einem ersten Schritt einen Blick auf  die Darstellung 
der ‚Gründung‘ der Profession der politischen Bildung in der Fachgeschichtsschrei­
bung werfen. Dabei wird deutlich, dass die Konfliktualität und Vielschichtigkeit die­
ses Konstitutionsprozesses zugunsten einer – professionspraktisch und politisch not­
wendigen – ‚Erfolgsgeschichte‘ außen vor bleibt. Der hier angelegten genealogischen 
Perspektive geht es darum, Konflikte und hegemoniale Aushandlungen sichtbar zu 
machen, die sich z.B. in Fragen um die Bezugswissenschaften und Institutionalisie­
rungen manifestieren. Diese Perspektive wird verbunden mit Überlegungen zur Pro­
fessionstheorie. Wenngleich die Bestimmung dessen, was politische Bildung ist, seit 
langer Zeit „Kardinalproblem politischer Pädagogik“ (Mickel 1967: 33) ist und diese 
insbesondere als ein Kind des 20. Jahrhunderts gilt, hatten die Debatten um eine pä­
dagogische Profession ihren Höhepunkt v.a. in den 1960er und 1970er Jahren, als 
politische Bildung als Politikdidaktik im Kontext gesellschaftspolitischer Aushandlun­
gen einer guten politischen Bildung für die Demokratie aufzutreten hatte. Diesen Zu­
sammenhang zwischen entstehender Profession, professionstheoretischer Reflexion 
und staatlicher Adressierung möchten wir im Folgenden nachvollziehen. Dabei in­
teressieren wir uns für die Geburt der Politikdidaktik und beschränken uns auf  die 
schulische Profession, die aber auch in außerschulische politische Bildungsdiskurse 



Von «ungleichen Gleichen» und  
«gleichen Ungleichen» 

Eine didaktische Rekonstruktion der Vorstellungen von zehn- bis 
zwölfjährigen Schülerinnen und Schülern zu Politik und politischen 
Konflikten 

Michel Dängeli

Zusammenfassung
Die in diesem Artikel vorgestellte Studie (Dängeli, 2026) interessiert sich für Schülerinnen- und 
Schülervorstellungen zu Politik und politischen Konflikten, versucht diese empirisch begrün-
det sowie mit Bezug auf  politische Theorie zu rekonstruieren und strebt didaktisch motiviert 
danach, Leitlinien einer politischen Bildung in der Primarstufe zu bezeichnen.

Einleitung

Allgemein kann Bildung als ein Prozess beschrieben werden, in dem sich eine Person 
selbstreflexiv mit ihrem Verhältnis zur Welt, zu Anderen und zu sich selbst ausei-
nandersetzt (Marotzki, 1990). Diese definitorische Grundlegung trifft auch auf  die 
politische Bildung zu, welche spezifisch auf  das politische Bewusstsein ausgerich-
tet ist, d.h. sie fokussiert auf  jenen Sinn, der den Einzelnen eine Interpretation der 
politisch-gesellschaftlichen Wirklichkeit sowie deren handelnde Beeinflussung er-
möglicht. Politisches Bewusstsein stellt somit den zentralen Gegenstand einer Didak-
tik der politischen Bildung dar, umfasst subjektive Welt-, Sozial- und Selbstverhält-
nisse und lässt sich aus lehr-lerntheoretischer Perspektive in Form mentaler Modelle 
beschreiben.
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Politisches Bewusstsein kann somit als Ergebnis subjektiver Erfahrungen in So-
zialisations- und Enkulturationsprozessen aufgefasst werden, wobei im Zusammen-
hang mit rekonstruktiver, didaktischer Forschung das Bewusstsein an sich nicht nä-
her essentialistisch bestimmt werden muss, sondern vielmehr funktional in den Blick 
zu nehmen ist. Im Fokus steht die Frage, wie sich politisches Bewusstsein von Schü-
lerinnen und Schülern präsentiert, wenn sich diese in aufgabenförmig strukturierten 
Performanzsituationen mit Politik auseinandersetzen. Von Interesse sind folglich Be-
griffe, Konzepte, Sinnbilder und subjektive Theorien der Schülerinnen und Schüler, 
welche diese zur Beschreibung und Erklärung politisch-gesellschaftlicher Wirklichkeit 
nutzen (Lange, 2008, S. 437). Im Vordergrund der Studie steht dabei das Sinnbild 
« Herrschaftslegitimation », das Vorstellungen davon umfasst, wie Einzelne und Gruppen 
politisch partizipieren können, wie sich partielle Interessen in allgemein verbindliche 
Gesetze transformieren lassen, wie Macht ausgeübt sowie Konflikte reguliert werden 
(ebd.). Hierbei ist festzuhalten, dass insbesondere zu politischen Konfliktvorstellun-
gen von Primarschülerinnen und -schülern bis anhin nur sehr spärliche empirische 
Kenntnisse vorliegen. Dieser Befund erstaunt umso mehr, als dass die Bildungsre-
levanz des politisch Konflikthaften längst in Bildungsplänen und der Didaktik des 
Sachunterrichts Eingang gefunden hat. So wird etwa im Perspektivrahmen des Sach-
unterrichts das Ziel einer sozialwissenschaftlichen Perspektive dahingehend beschrie-
ben, dass politische Bildung im Sachunterricht Kompetenzen von Schülerinnen und 
Schülern für das Zusammenleben in der Demokratie zu fördern habe und diese zu 
einer aktiven Teilnahme am demokratischen Leben befähigen solle (Gesellschaft für 
Didaktik des Sachunterrichts, 2013, S. 27). Entsprechend seien in den Themenfel-
dern des Unterrichts gesellschaftsbezogene Alltagserfahrungen der Schülerinnen und 
Schüler aufzugreifen, welche sich durch Perspektivität, Kontextualität und Normati-
vität auszeichnen (ebd. S. 29). Der kontroverse, interessegeleite, situative und wert-
orientierte Gehalt dieser gesellschaftlichen Phänomene müsse dabei kenntlich ge-
macht werden, weswegen über die konflikthafte Erscheinung dieser Phänomene in 
Bildungsprozessen aufzuklären sei (ebd.).

Ausgehend vom hier beschriebenen Desiderat richtet sich das Forschungsinter-
esse der Studie auf  die politischen Konflikt- und Partizipationskonzepte von Schü-
lerinnen und Schülern sowie auf  ihre konzeptuellen Vorstellungen, mit denen sie 
die Ausübung von Macht und die Durchsetzung von Interessen beschreiben, recht-
fertigen oder auch kritisieren. Dieses hier dargelegte Forschungsinteresse ist einem 
konstruktivistischen Paradigma zuzuordnen und verlangt zur Beantwortung seiner 
Fragestellung sowohl nach empirischen Daten als auch nach einer fachlichen, d.h. 
politiktheoretischen Klärung des Phänomens des politischen Konfliktes. Die em-
pirische Teilaufgabe der Erfassung von Lernenden-Perspektiven ist dabei mit der 
hermeneutischen Teilaufgabe der fachlichen Klärung durch ein iteratives Vorgehen 
verbunden, insofern Fachquellen aus Schülerinnen- und Schülerperspektiven zu be-
fragen sind und fachdisziplinäre Konzepte und Modelle wiederum jenen Fachhori-
zont bilden, welcher zur Rekonstruktion von Schülerinnen- und Schülervorstellungen 
unerlässlich ist. Letztlich sind fachwissenschaftlich rekonstruierte Sachstrukturen und 
empirisch rekonstruierte Vorstellungen unter Berücksichtigung normativer Gesichts-
punkte miteinander in Bezug zu setzen, damit eine didaktische Struktur entwickelt 



Lernnarratologische Politikdidaktik – 
Neue Perspektiven für den Umgang mit 
Politikschulbüchern

Stephan Benzmann

Zusammenfassung
Politische Bildung erfolgt nach wie vor häufig mithilfe von Politikschulbüchern. Mit der Lern-
narratologischen Politikdidaktik liegt nun eine empirisch begründete Theorie vor, mit der die 
fachdidaktische Prozessierung politischen Wissens auf  der Dokumentenebene von Politik-
schulbucheinheiten beschrieben wird. Der Beitrag führt in die daraus entwickelten praxisori-
entierten Konzepte ein und verdeutlicht, wie die abgeleiteten Instrumente Lehrkräfte beim 
professionellen Umgang mit Politikschulbüchern unterstützen können.

1.	 Politikschulbücher zwischen kritischer Distanz und alltäglicher 
Anwendung

Die Herausforderung, begründet auszuwählen, welches Wissen im Unterricht ver-
mittelt wird, betrifft Lehrkräfte aller Fächer. In der politischen Bildung ist diese Auf-
gabe verknüpft mit einer zunehmenden Komplexität gesellschaftlicher Wirklichkei-
ten. Die Digitalisierung verstärkt die Dynamik dieser Herausforderung, da sich die 
Auswahl des Wissenswerten auf  eine kaum überschaubare Vielfalt potenzieller In-
halte beziehen kann und politische Bildung zudem die Reflexion digitaler  Öffentlich-
keiten und Handlungsräume einschließt.

Politikschulbücher können an dieser Stelle ein Medium sein, das Lehrkräfte bei 
der Bewältigung dieser Herausforderungen unterstützt. Da im Kompositum Schulbuch 
das Grundwort -buch enthalten ist, werden sie allerdings nicht unmittelbar mit digita-
len Elementen in Verbindung gebracht, sondern primär mit ihrer gedruckten Form. 
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Von Lehrkräften in Lehrerfortbildungen, Studierenden in universitären Seminaren 
sowie in Fachseminaren der zweiten Phase werden zudem häufig kritische Stimmen 
geäußert: Politikschulbucheinheiten verkürzten Themen oder stellten sie in übermä-
ßiger Komplexität dar, Texte seien zu lang oder tendenziös, Aufgaben wiesen wenig 
Lebensweltbezug auf  und vermittelten kaum Handlungsorientierung. Daraus könnte 
der Schluss gezogen werden, dass Politikschulbücher nicht nur kein zentrales Medium 
der politischen Bildung mehr sind, sondern dass ihre Rolle im gegenwärtigen Politik-
unterricht grundsätzlich infrage zu stellen ist.

Allerdings haben Politikschulbücher weiterhin einen festen Platz in der politi-
schen Bildung. Empirische Erkenntnisse zur Unterrichtspraxis weisen darauf  hin, 
dass sie im Unterricht regelmäßig verwendet werden und als Quelle für politisch- 
gesellschaftliche Inhalte, Problemstellungen und Lernwege dienen. Sie stellen Lern-
umgebungen bereit, denen bereits ein intensiver Prozess der fachdidaktischen Beob-
achtung gesellschaftlicher Entwicklungen (Höhne 2003) sowie der Auswahl politisch 
relevanten Wissens vorausgegangen ist. Damit zeichnet Politikschulbücher unverän-
dert der zentrale Vorteil aus, dass sie den Arbeitsalltag von Lehrkräften erleichtern, 
da, wenn sie eingesetzt werden, Unterricht nicht vollständig neu konzipiert werden 
muss. Politikschulbücher können auch ohne Lehrkräfte zum Selbststudium genutzt 
werden. In diesem Beitrag geht es allerdings nicht um diese Perspektive, sondern um 
den Einsatz durch Lehrkräfte.

Wissen, das Politikschulbücher vermitteln, entsteht in einer Diskursarena (Lässig 
2010, 203). Autorinnen und Autoren, Redaktionen, Journalistinnen und Journalisten, 
Politikerinnen und Politiker, Ministerien, Eltern, Lehrkräfte und nicht zuletzt Politik-
didaktikerinnen und Politikdidaktiker nehmen Einfluss auf  ihre Gestaltung. Dieser 
komplexe Entstehungsprozess von Politikschulbüchern führt dazu, dass sie über-
prüftes und überprüfbares Wissen enthalten. Dies gilt insbesondere, da sich im Um-
feld der Bücher epitextische Lehrerhandreichungen und Begleitmaterialien finden, 
die Aufgabenlösungen sowie didaktisch-methodische Hinweise bereitstellen. Bei der 
Analyse von 194 Politikschulbucheinheiten zum EU/Türkei-Beitritt konnte häufig 
erst durch den Einbezug der Begleitmaterialien erhoben werden, ob beispielsweise 
tendenziöse Bestandteile didaktisch intendiert waren und welche Lerngelegenheiten 
damit verbunden sind (Benzmann 2025, 275 ff.). Lehrkräfte sollten diese deshalb 
konsequent einbeziehen, da sich fachdidaktische Zwecke von Politikschulbüchern 
erst im Zusammenspiel von Politikschulbuch und Begleitmaterialien erschließen 
können.

Neuere Politikschulbücher integrieren als Antwort auf  die Digitalisierung digitale 
Elemente, die nicht mehr nur optional erworben werden können, sondern integrale 
Bestandteile darstellen. Dadurch ergeben sich neue Möglichkeiten für Lernanlässe, 
Reflexion und Interaktivität. Aufgaben können beispielsweise digital aufgerufen wer-
den, wodurch Hinweise zur methodischen Bearbeitung sowie sprachsensible Unter-
stützungsangebote bereitgestellt werden. Einige Ausgaben enthalten QR-Codes, die 
zu aktualisierten Statistiken, Texten und interaktiven Anwendungen führen. Auf  
diese Weise werden etwa Abstimmungsergebnisse zu politischen Fragestellungen in 
anderen Lerngruppen desselben Bundeslandes sichtbar.



Bildung und die Grundlagen ihrer Reproduktion: 
Disruptive Ansätze mit Jacques Rancière und Silvia 
Federici 

Valerie Scheibenpflug

Zusammenfassung
In diesem Beitrag wird im Anschluss an Jacques Rancière und Silvia Federici ein Bildungs‑
begriff  entwickelt, der sowohl Momente der Disruption als auch der Reproduktion umfasst. 
Disruptive Bildung erscheint als Unterbrechung der sinnlichen Aufteilung, in der Gleichheit 
bewahrheitet und ein Anteil der Anteilslosen sichtbar wird. Mit Federici wird diese Perspektive 
erweitert: Reproduktion – jene Tätigkeiten, die die Lebens‑ und Bildungsfähigkeit von Men‑
schen erhalten und erneuern – bildet die Grundlage für den (disruptiven) Bildungsprozess. 
Am Ende des Artikels werden didaktische Überlegungen zur Situation der Unterrichtsverwei‑
gerung skizziert.

1.	 Disruption und Reproduktion: Politiken der Bildung

In poststrukturalistisch informierten Theorien politischer Bildung ist es üblich, auf  
ein Subjekt zu verweisen, das sich innerhalb herrschaftsförmiger gesellschaftlicher  
Verhältnisse konstituiert und sich im Zuge eines Bruchs davon emanzipiert. Dieses 
Verständnis rücken Nicola Nagy und Dirk Lange in ihrem Beitrag „Fachdidaktische 
Überlegungen zur Aktualisierung der Subjektorientierung“ (Nagy und Lange, 2025) 
in der zuletzt erschienenen Ausgabe der „GWP – Gesellschaft. Wirtschaft. Politik“ ins 
Zentrum ihrer bildungstheoretischen Begriffsarbeit1. Dabei scheint den Autor:innen 
eine theoretische Schärfung des Subjektbegriffs im Anschluss an die Ansätze von  
Michel Foucault, Pierre Bourdieu, Judith Butler und Jacques Rancière für ein Kon‑
zept politischer Selbst-Bildung sinnvoll. Auch für fachdidaktische Debatten scheint, 
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so die Autor:innen, eine Auseinandersetzung mit dem „Subjekt“ produktiv, da in der 
Fachdidaktik der Zugang der Subjekt- oder Schüler:innenorientierung zentral ist,  
jedoch das „Subjekt“ und „Subjektivierung“ darin oft nur indirekt verhandelt wird.

Ausgehend von Rancière soll in diesem Beitrag ein Konzept disruptiver Bildung 
als Subjektivierungsprozess entwickelt werden, um anschließend mit Silvia Federici 
zu fragen, welche Dimensionen politischer Bildung dadurch (un-)sichtbar werden.  
Meine These ist, dass uns das poststrukturalistisch informierte Subjektverständnis 
Rancières wichtige begriffliche Werkzeuge bietet, um „Bildung“ als disruptives, trans‑
formatorisches Moment zu verstehen, durch welches neue politische Subjektivie‑
rungsweisen entstehen. Gleichzeitig, so kann mit Federici gezeigt werden, verlieren 
wir, wenn wir uns ausschließlich an der disruptiven Dimension der Subjektkonstitu‑
tion orientieren, die reproduktiv-materialistische Dimension des Bildungsprozesses 
aus den Augen. Ich schlage deswegen vor Bildung sowohl in ihrer disruptiven als 
auch in ihrer reproduktiven Dimension zu verstehen.

Rancière betont in seiner politischen Theorie die Rolle eines disruptiven Bruchs 
mit der bestehenden Ordnung, im Zuge derer die Annahme der Gleichheit jedes spre‑
chenden und handelnden Wesens bewahrheitet wird2. Nehmen wir die reproduktiv-
materialistische Dimension politischer Subjektivierung mit Federici in den Blick, 
werden kollektive Praxen sichtbar, die aus gelebten, solidarischen Begegnungs- und 
Beziehungsweisen erwachsen und De-Identifizierungen von polizeilichen Rollenzu‑
weisungen ermöglichen. Während in poststrukturalistischen Ansätzen das disruptive 
Moment als zentral für die Politik betrachtet wird, weisen uns soziale Reproduktions
theorien (Federici, 2020a, 2020b; Bhattacharya (ed.) 2017) darauf  hin, dass Disrup‑
tion oft das Ergebnis langfristiger kollektiver Praktiken ist, die eine andere Mög‑
lichkeit des Zusammenseins präfigurieren. Diese Praktiken – wie gegenseitige 
Unterstützung, Fürsorge, Aufmerksamkeit (emotionale Präsenz) und gemeinschaft‑
liche Organisation – schaffen die Grundlage für politischen Protest und sind Teil des 
disruptiven Bildungsprozesses.

2.	 Bildung und Subjektivierung

Subjektivierung wird in diesem Beitrag als Prozess verstanden, welcher sich inner‑
halb kapitalistischer Gesellschaftsformationen vollzieht. Ähnlich wie auch in Nagy 
und Langes Aufsatz verschiebt sich hier der Fokus weg vom „Subjekt“ als statisch 
gegebener Kategorie hin zur Subjektivierung. (Nagy und Lange, 2025: 393) Die Ver‑
wendung des Suffixes „-ierung“ geht mit der Zurückweisung eines essentialistischen 
Subjektverständnisses einher und erlaubt, Subjekte als unabgeschlossene Momente 
innerhalb eines Werdens-Prozesses (oder eher: einer Genese) zu begreifen. Dabei 
gehe ich davon aus, dass kapitalistische Gesellschaften nicht nur ökonomische Struk‑
turen hervorbringen, sondern auch Subjekte formen. Wir werden subjektiviert als 
Arbeiter:innen, als Lohnabhängige, als „Mann“ und „Frau“, als rassifizierte Subjekte, 
als Subjekte mit Behinderung. Zu Subjekten werden wir im Zuge der Einbindung 
in eine soziale Ordnung, wobei diese Eingliederung mit einer bestimmten Arbeits‑
teilung einhergeht, mit einer Festlegung von Körpern auf  bestimmte Rollen, Plätze 



Essay

Ökonomisierungstendenzen im allgemein- und 
berufsbildenden Schulwesen

Tim Engartner und Christine Engartner

1.	 Einleitung

Nicht nur der sich seit Jahren fortschreibende Boom der Privatschulen, sondern 
auch das Sponsoring von Schulfesten durch örtliche Autohäuser und Supermärkte, 
die von privaten Geschäftsbanken und IT-Konzernen organisierten Lehrkräftefort- 
und -weiterbildungen sowie der wachsende Markt kommerzieller Nachhilfeanbieter 
sind sichtbare Belege für die sich verbreitenden und verfestigenden Privatisierungs-
tendenzen im Bildungswesen. Wie weit der diesbezügliche unternehmerische Einfluss 
gediehen ist, lässt sich u. a. daran ablesen, dass durch die von den Schul-, Kultus- und 
Bildungsministerien ausgegebene Losung der „Öffnung von Schule“ privat-öffentliche 
„Bildungs- und Lernpartnerschaften“ historische Ausmaße erreicht haben. So er-
gab schon die Befragung von Schulleitungen im Rahmen der PISA-Studie 2006, dass 
mehr als 87 Prozent der 15-Jährigen hierzulande eine Schule besuchten, an der Wirt-
schaft und Industrie Einfluss auf  die Lehr-/Lerninhalte nahmen (OECD 2007, S. 293). 
Gleichzeitig wächst die Zahl der Schulen, die nicht mehr ausschließlich aus öffent-
lichen, sondern auch aus privaten Mitteln finanziert werden. Mehr und mehr entle-
digen sich insbesondere die in wachsende haushalterische Nöte geratenen Kommu-
nen im „Land der Dichter und Denker” ihrer Aufgaben, sodass Tür und Tor für 
Stifter und Schenker geöffnet werden. Auch der jährlich von der Initiative Neue  
Soziale Marktwirtschaft (INSM) veröffentlichte „Bildungsmonitor“ lässt erkennen, dass 
schulische Bildung dem Trend zur Ökonomisierung unterliegt. Dieser wird vor allem 
dann sichtbar, wenn Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene sich nicht mehr um 
ihrer selbst willen bilden, sondern auf  arbeitsmarktkompatible Qualifikationen schielen, 
die immer seltener Theorie- und Reflexionsfähigkeit umfassen.
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2.	 Merkmale und Ursachen der Ökonomisierung von Bildung

Welche Folgen die Ökonomisierung von Bildung zeitigen kann, ist bislang soziolo-
gisch weitreichend, erziehungswissenschaftlich hinreichend, politikwissenschaftlich 
jedoch nur unzureichend (klar) erörtert worden (Buck 2024; Hedtke 2019). Viele 
der mit der Losung „Ökonomisierung von Bildung“ überschriebenen Entwicklun-
gen sind das Ergebnis eines Epochenbruchs im Bildungsverständnis, das nicht zu-
letzt mit der flächendeckenden Einführung zentraler Lernstandserhebungen von 
Anwendbarkeit, Passfähigkeit und Verwertbarkeit gekennzeichnet ist (weiterführend:  
Buck 2024; Sander 2019). Selbst Studierende erwarten, dass die in ihren Studiengän-
gen vermittelten Inhalte berufs- oder jedenfalls arbeitsmarktrelevant sind und se-
hen die Lehrenden zunehmend als „Serviceleister”. Auch die rückläufige Präsenz in  
Seminarräumen und Hörsälen bei nicht prüfungsrelevanten oder als beruflich wenig 
ergiebig eingestuften Lehrveranstaltungen sind zumindest als Indiz eines Kulturum-
schwungs in der einstigen „Bildungsrepublik” Deutschland zu werten. Mit der Ein-
führung von Bachelor- und Masterstudiengängen im Zuge der Bologna-Reform sind 
diese Erwartungshaltungen weitestgehend bedient worden.1

Die curriculare Aufwertung der auf  Arbeitsmarktrelevanz zielenden Berufs-
orientierung an allgemeinbildenden Schulen sowie die Stärkung berufs- und arbeits-
weltdienlicher Kompetenzen zu Lasten allgemeinbildender Ziele in der beruflichen 
(Aus-)Bildung sind das Ergebnis der von einem vermeintlich „modernen“ Bildungs-
verständnis geprägten Debatten. Als Gründe für den Bedeutungszuwachs von Be-
rufsinformationsveranstaltungen, Bewerbungstrainings und „Karrierecoachings“ 
werden u. a. die zeitweilige Aussetzung der Wehrpflicht, der internationale Arbeits-
markt sowie die neuen Möglichkeiten der Hochschulzugangsberechtigung angeführt.

2.1.	 Wandel des Bildungsverständnisses

Ihren Ausgangspunkt findet die Ökonomisierung von Bildung in einem gesellschaft-
lichen Wandel, der mit „Vermarktlichung, Entrepreneurialisierung [und] Rendite-
orientierung“ umschrieben werden kann (Hedtke 2019, S. 3). Seit mehr als einem 
Jahrzehnt wird das Bildungswesen mit ökonomischen Termini wie Nutzen- und Ge-
winnmaximierung, Ressourcen- und Selbstoptimierung, Vermarktlichung und Ver-
betriebswirtschaftlichung sowie Quantifizierung, Privatisierung und Rationalisierung 
assoziiert (Höhne 2019; Münch 2018). Während die Frage, ob eine Ökonomisierung 
des Bildungswesens zu konstatieren ist, als weitestgehend beantwortet gelten kann, 
löst die Frage des wie bis zum heutigen Tag leidenschaftliche bildungspolitische und 
wissenschaftliche Debatten aus. Dabei kann davon ausgegangen werden, dass sich 
die in der Gesellschaft vollziehenden Ökonomisierungsprozesse (siehe Abb. 1) auch 
im Bildungssystem widerspiegeln.



Kontrovers dokumentiert

Social Media ab 16? 

Die Debatte um ein Mindestalter für soziale Netzwerke

Richard Heise

Die Frage, ob Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren Zugang zu sozialen Medien 
haben sollten, hat sich zu einer der kontroversesten bildungs- und gesellschaftspoli-
tischen Debatten des Jahres 2025 entwickelt. Für das Jahr 2026 stehen weitreichen-
de politische Entscheidungen zu dieser Thematik an. Was als vereinzelte Forderung 
von Elterninitiativen begann, ist mittlerweile zu einem globalen Diskurs angewach-
sen, der Regierungen, Wissenschaft, Medien und die Zivilgesellschaft gleichermaßen 
beschäftigt.

Im Zentrum der Auseinandersetzung stehen fundamentale Fragen: Wie viel 
Schutz brauchen Minderjährige vor den Mechanismen algorithmischer Plattformen? 
Welche Rolle spielen soziale Medien für die politische Sozialisation junger Menschen? 
Und wer trägt die Verantwortung für einen sicheren digitalen Raum – der Staat, die 
Plattformbetreiber oder die Familien? Diese Fragen berühren nicht nur den Jugend-
medienschutz, sondern auch grundlegende demokratietheoretische Überlegungen 
zur Teilhabe, Informationsfreiheit und politischen Bildung.

Australien hat als erstes Land weltweit ein umfassendes Verbot umgesetzt, das 
EU-Parlament fordert europaweite Regelungen, und in Deutschland sammeln Bür-
gerinitiativen hunderttausende Unterschriften für strengere Altersgrenzen. Gleichzeitig 
warnen Kinderrechtsorganisationen, Medienpädagog:innen und Digitalexpert:innen 
vor den unbeabsichtigten Folgen pauschaler Verbote.

Auffällig ist dabei, wie schnell sich die Debatte von einer fachlichen Auseinander-
setzung zu einem emotionalisierten Thema entwickelt hat, das für gesellschaftliche 
Profilierung genutzt wird. Kaum ein:e Politiker:in, die/der sich nicht mit markigen 
Forderungen oder ebenso markiger Ablehnung positioniert. Begriffe wie „Geißel“ 
oder „totaler Quatsch“ prägen die öffentliche Auseinandersetzung scheinbar stärker 
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Didaktik der Sozialwissenschaften

Konflikt zwischen Empirie und Theorie denken

Zur Aktualisierung der Konfliktfähigkeit in der Politischen Bildung 

Lara Kierot

Einleitung: Begründung Problemorientierung und Konfliktperspektive

Konflikte sind im demokratischen Alltag allgegenwärtig. Sie sind einerseits ein zen-
traler Bestandteil von Demokratie, denn „Demokratische politische Systeme sind 
Konflikt-Systeme […]“ (Autorengruppe Fachdidaktik 2017: 23). Andererseits stellt 
die Verhandlung von gesellschaftlichen Konflikten „[…] heutzutage ein immer grö-
ßer werdendes Problem unserer Demokratie dar“ (Schrader/Lange 2021: 7). Die 
Auseinandersetzung mit Konflikten kann durch diesen ambivalenten Charakter 
zu Gefühlen wie Unsicherheit, Orientierungslosigkeit und vermeintlicher Hand-
lungsunfähigkeit beitragen. Konfliktorientierung ist gleichzeitig ein grundlegendes 
Prinzip der Politischen Bildung, Konflikte stehen als breites und kontroverses The-
menfeld im Zentrum ihrer fachdidaktischen Arbeit. Es ist also wichtig, Konflikt-
fähigkeit in der fachspezifischen Forschung stetig zu überprüfen und zeitgemäß 
weiterzuentwickeln.

Dieser Beitrag skizziert eine Anfang 2025 fertig gestellte empirische Studie der 
Politischen Bildung. Diese hat als Bedingungsanalyse für ein konfliktorientiertes Ler-
nen das Thema Konflikt in den subjektiven Vorstellungen von jungen Personen im 
Alter von 15 bis 26 Jahren mit diversen Bildungshintergründen verhandelt. Subjek-
tive Vorstellungen sind ein wichtiger Resonanzfaktor für die Förderung politischer 
Mündigkeit und letztlich auch von Konfliktfähigkeit. Sie können nach Harald Gro-
pengießer (2006) als subjektive gedankliche Prozesse, die für eine Person mit Sin-
nerleben zusammenhängen und eine subjektive Erklärungsfunktion haben, definiert 
werden. Die Studie erschließt, wie Konflikte von der Zielgruppe beurteilt werden, 
welche Denk- und Handlungsstrategien sie offenlegen und welche didaktischen Mög-
lichkeitsräume darauf  bezogen abgeleitet werden können.
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Die Studienergebnisse zeigen unter anderem, dass die Befragten ein, eingangs 
genanntes, ambivalentes Verständnis von Konflikt haben. Diese vorgefundene Em-
pirie benötigt nun theoretische Anknüpfungspunkte für die Weiterentwicklung von 
entsprechend bedarfsorientierten politikdidaktischen Impulsen. In diesem Beitrag 
bearbeite ich das Thema Konflikt mithilfe eines subjektorientierten Zugangs empi-
risch begründet, setze dies mit Reinhardts Mehrebenen-Modell (u.a. 2006) als theore-
tischen Orientierungsrahmen in Beziehung und reflektiere in dieser Zusammenfüh-
rung von Empirie und Theorie entsprechende konfliktorientierte Lernanlässe.

Mit Orientierung an Sibylle Reinhardt (2007: 88f.) werden die Lernendenperspek-
tiven in diesem Beitrag an den Beginn des Lernprozesses gestellt. In Anlehnung an 
Hermann Gieseckes Konfliktanalyse (1976) wird bei Reinhardt das Thema Konflikt 
nicht statisch und abstrakt vorgegeben, sondern die Lernenden werden von Anfang 
an als Subjekte mit einer Konfliktsituation konfrontiert und setzen sich schrittweise 
aus ihrer Perspektive mit dem Konflikt auseinander. Reinhardt ordnet Konfliktfähig-
keit schließlich als Demokratie-Kompetenz ein, wodurch wichtige weitere Teilkom-
petenzen der Politischen Bildung mit der übergreifenden Konfliktfähigkeit verbun-
den sind (Reinhardt 2006: 112). In ihrem Verständnis von Konfliktfähigkeit meint 
Streitkultur auf  der Seite der Subjekte den zivilen Umgang mit Kontroversen und 
den Verzicht auf  Gewalt (Reinhardt 2018: 22 f.). Für eine Operationalisierung von 
Konfliktfähigkeit wird vorliegend speziell Reinhardts Mehrebenen-Modell mit den 
für diesen Beitrag ausgewählten empirischen Ergebnissen in Beziehung gesetzt. 
Durch das Modell soll der sukzessive und voraussetzungsvolle Charakter von bil-
dungswirksamer Konfliktfähigkeit aufgezeigt werden.

Der Beitrag ist so strukturiert, dass ich zunächst die Anlage der ausgewählten 
Studie vorstelle und einen Überblick der Erkenntnisse skizziere. Abschließend liegt 
der Fokus auf  den analysierten subjektiven Vorstellungswelten und dabei spezifisch 
auf  folgender Problemorientierung: die Zusammenführung von vorgefundener 
Empirie (hier: ambivalentes Verständnis von Konflikt) und ausgewählter Theorie (hier:  
Mehrebenen-Modell von Sibylle Reinhardt). Daraus werden didaktische Anregungen für 
eine zeitgemäße Politikdidaktik abgeleitet.

„Konflikt lernen“ am Beispiel einer empirischen Studie

Die genannte Studie wurde im Zeitraum zwischen Januar 2023 und Januar 2025 in 
einem mehrstufigen qualitativen Prozess in Form einer explorativen Fragebogen-
studie (N=39) und einer problemzentrierten Interviewstudie (N=17) nach Witzel 
(2000) durchgeführt. Die ausgewählte Zielgruppe der Studie repräsentiert ein weites 
Verständnis von Jugendlichkeit mit einer Altersspanne von 15 bis 26 Jahren. Diese 
wurde ausgewählt, weil in Wien als Erhebungsort mit 15 Jahren die Schulpflicht en-
det und die Ausbildungspflicht beginnt. Mit dieser Altersspanne lassen sich außer-
dem diverse Ausbildungshintergründe und Lernendenzugehörigkeiten einbeziehen. 
Die erste Forschungsphase konzentrierte sich neben einer ersten thematischen Son-
dierung auf  das zielgruppenspezifische thematische Varianzspektrum zum Thema 
Konflikt. Im Sampling-Prozess wurde die Zielgruppe über Social Media Netzwerke 



Didaktik der Sozialwissenschaften

Demokratiebildung im Mindset von 
Lehramtsstudierenden – Befunde zu Vor- und 
Einstellungen zu Demokratiebildung von 
Studierenden im Land Brandenburg

Luisa Girnus

Einleitung

Idealerweise prägt Demokratiebildung den Schulalltag in vielfältiger Weise. Doch wie 
stark und in welchem Umfang Schulen diesem Anspruch gerecht werden, variiert be-
trächtlich. Während das Ziel klar formuliert ist, hängt die konkrete Ausprägung von 
zahlreichen Faktoren ab – insbesondere von den Personen vor Ort. Verantwortlich 
für die Umsetzung sind nicht nur Schulleitungen, sondern das gesamte Kollegium. 
Die Kultusministerkonferenz (KMK, 2018) betont ausdrücklich, dass Lehrkräfte al-
ler Fächer sowohl eine demokratische Schulkultur fördern als auch ihren Unterricht 
demokratisch bildend ausrichten sollen. Allerdings sind nur wenige Lehrpersonen ge-
zielt auf  diese Aufgaben vorbereitet: Trotz ihrer zentralen Bedeutung ist Demokra-
tiebildung im Lehramtsstudium selten fest verankert (Franzmann et al., 2023). Viele 
Lehramtsstudierende kommen also voraussichtlich erst im Schulbetrieb mit Fragen 
der Demokratiebildung in Berührung. Hinsichtlich der dazu notwendigen Kompe-
tenzen liegt die didaktische und pädagogische Auseinandersetzung mit Demokratie 
somit in der Eigenverantwortung der einzelnen Lehrkraft – oder es wird schlicht vo-
rausgesetzt, dass angehende Lehrpersonen durch ihre Studienwahl bereits über die 
notwendige Demokratiekompetenz verfügen.

Hinsichtlich der Gelingensbedingungen von Demokratiebildung an Schulen be-
steht hier also ein Graubereich. Empirisch interessant ist es, festzustellen, inwiefern 
Demokratiebildung bereits im Mindset1 von Lehramtsstudierenden verankert ist. Der 
Beitrag stellt dazu Befunde einer Studie mit Lehramtsstudierenden an der Universität 
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Potsdam vor. Nach einem kurzen Abriss des Forschungsgegenstands, wird das De-
sign der Studie dargelegt. Die Darstellung der Befunde fokussiert sodann, wie De-
mokratiebildung von den Befragten verstanden und wo im schulischen Kontext sie 
verortet wird sowie welche Elemente Demokratiebildung im Verständnis der Be-
fragten kennzeichnen. Insgesamt legen die Daten den Schluss nahe, dass noch ein  
erhebliches Professionalisierungspotenzial hinsichtlich Demokratiebildung besteht.

Demokratiebildung als überfachliche Lehrkompetenz

Das Zusammenspiel von Demokratie und Schule ist wechsel- und vielseitig. So folgt 
Schule in demokratischen Systemen einerseits einem demokratischen Anspruch, der 
sich zum Beispiel im Ziel gerechter Zugänge und Chancen auf  Bildungserfolg und 
im Ziel der Gestaltung eines diskriminierungsfreien, diversitätssensiblen Unterrichts 
zeigt (vgl. Deppe & Hadjar, 2022) und fächerübergreifend relevant ist. Andererseits 
gilt Schule bzw. schulische Bildung als eine der zentralen Sozialisationsinstanzen und 
wirkt so auch als Agentin für das „Erlernen“ von Demokratie (vgl. z.B. Beutel et al., 
2025) mit entsprechend demokratischer Ausrichtung und Gestaltung des Unterrichts 
und Miteinanders (Dewey 1964, S. 121). Mit den Krisendiskursen und dem Erstarken 
rechtspopulistischer und antidemokratischer Strömungen der letzten Jahre hat sich 
Demokratiebildung als geläufiger Begriff  für diesen Auftrag etabliert. Das allerdings 
ohne ein klar definiertes leitendes Konzept (vgl. May, 2022) und aufbauend auf  ei-
nen heterogenen Diskurs, der sich aus teils konfligierenden Diskurstraditionen speist 
(vgl. Hafeneger, 2019). Gleichsam bleibt betont, dass Lehrpersonen auf  die Auf-
gabe, Demokratiebildung zu fördern, vorbereitet sein müssen und Demokratiebil-
dung eine überfachliche Lehrkompetenz darstellt (Achour 2025, S. 36, BMFSFJ 2020,  
S. 236). Zwar zeigt eine Studie im Auftrag der Bertelsmann Stiftung, dass Lehrper-
sonen häufig eine „demokratiebildungsförderliche Unterrichtskultur“ auffinden 
(Schneider et al., 2018, S. 35). Die Autoren verweisen aber auch darauf, dass „das 
Kompetenzprofil der Lehrkräfte, der Stellenwert der Demokratiebildung in der Schule, 
die empfundene Selbstwirksamkeit sowie der Stellenwert der Demokratiebildung in der 
Aus- und Fortbildung der Befragten […]  stark die Intensität schulischer Demokra-
tiebildung“ (ebd., S. 36) beeinflussen. Wenn nun teils individuelle Faktoren beson-
ders relevant sind und Demokratie im Studium strukturell kaum verankert ist, stellt 
sich die Frage, welche Bedeutung Demokratiebildung für Lehramtsstudierende hat. 
Hierzu liegen bislang kaum Befunde vor (vgl. Heil, 2020, Dippelhofer, 2019). Große 
Prues (2025) hat dazu kürzlich Ergebnisse einer qualitativen Studie vorgelegt. Die in 
diesem Beitrag vorgestellten Daten stellen einen stärker quantitativen Zugang dar.

Forschungsdesign

Die Studie Demokratiebildung im Mindset von Lehramtsstudierenden fokussiert das Land 
Brandenburg. Zum Erhebungszeitpunkt 2021 wird hier lediglich an der Universität 
Potsdam ein lehramtsbezogenes Studium angeboten. Das explorative sequenzielle 



Das besondere Buch: Kohei Saito, Systemsturz

Reinhold Hedtke

Der Titel dieses Buches – so der Ersteindruck – klingt ein wenig marktschreierisch. 
Das mag den Bestsellerzielen des Verlags und den Gepflogenheiten des umkämpf-
ten Sachbuchmarktes in Deutschland geschuldet sein. Der englische Titel der japani-
schen Originalausgabe kommt jedenfalls viel gelassener rüber: Capital in the Anthro-
pocene. Towards the Idea of  Degrowth Communism.

Aber über das ambitionierte Anliegen des Autors muss man nicht lange rätseln, 
schon das Frontispiz klärt auf: Der Kapitalismus ist das Grundübel, er bringt uns die 
Armut, schafft künstliche Knappheit, nur um Profit zu erwirtschaften. Ein humane-
res Leben im Überfluss sichert uns der Degrowth-Kommunismus. Schaffen wir es 
nicht dorthin, sind wir zum Rückfall in die Barbarei verdammt.

Kohei Saito verspricht, „die Verflechtung von Kapital, Gesellschaft und Natur im 
Anthropozän“ mit Hilfe von Marx‘ ‚Das Kapital‘ zu analysieren (S. 12). Vor allem die 
Anschauungen des späten Marx, die er in bisher unveröffentlichten handschriftlichen 
Exzerpten und Forschungsnotizen fand, will er neu entdecken und weiterentwickeln. 
Saitos Buch steht im Zusammenhang mit seiner Forschung im Rahmen der neuen 
Marx-Engels-Gesamtausgabe (MEGA, Vierte Abteilung, Band 18, erschienen 2019). 
Für den japanischen Philosophen, der an der Universität Tokio lehrt und aus einer 
marxistischen Perspektive arbeitet, ist dieser Fund sicher ein Glücksfall, nicht nur für 
die Klassikeredition, sondern vor allem, weil bislang unbekannte Teile des Nachlasses 
eine marxistische Lösung für die Polykrisen der Gegenwart versprechen.
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